
A Z  FL-9494 Schaan 114. Jahrgang Nr. 59 Freitag, 13. März 1992 

Isolkoblatt 
Erscheint Montag, Dienstag, Mittwoch, Donnerstag, Freitag und Samstag • Jeden Donnerstag Grossauflage' • Amtliches Publikationsorgan • Te l . (075)  2 42 42 • Einzelpreis: 60 Rp. 

AKTUELL 
Blauhelme unterwegs 

(spk) Die ersten französischen 
Blauhelme der UNO-Truppe zur 
Überwachung des Waffenstillstan­
des in Jugoslawien sind am Don­
nerstag vom Luftwaffen-Stützpunkt 
in Metz (Lothrigen) nach Belgrad 
abgeflogen. Es handelt sich um eine 
Vorhut von 35 Offizieren und drei 
Unteroffizieren, wurde in Metz mit­
geteilt. Die Mannschaften des fran­
zösischen Kontingents, rund 2000 
Mann, sollen Anfang April folgen. 

Streik in Nordspanien 
Die nordspanische Region Kan-

tabrien ist am Donnerstag durch 
einen 24stündigen Proteststreik na­
hezu lahmgelegt worden. Der  
Streik, zu dem die Mehrheitsge­
werkschaften U G T  (sozialistisch) 
und CCOO (kommunistisch) aufge­
rufen hatten, richtete sich gegen das 
wirtschaftliche Ausbluten der Re­
gion, in der die Arbeitslosenrate auf 
rund 16 Prozent gestiegen ist. Seit 
Heinz Kühn gestorben 

Der frühere Ministerpräsident 
des bevölkerungsreichsten deut­
schen Bundeslandes Nordrhein-
Westfalen und ehemalige stellver­
tretende Vorsitzende der deutschen 
Sozialdemokraten (SPD), Heinz 
Kühn, ist wenige Wochen nach sei­
nem 80. Geburtstag am Donnerstag 
in Köln gestorben. 

Bürgerinnen und Bürger haben wichtige Entscheidungen zu fallen 
A n  diesem Wochenende wird über die Einführung des Staatsvertragsreferendums entschieden - Zusätzliche Abstimmungen in einzelnen Gemeinden 

(G.M.)  - Die letzte Entscheidung, ob 
künftig in unserem Land auch über 
Staatsverträge abgestimmt werden kann, 
fällen an diesem Wochenende die Stimm­
bürgerinnen und Stimmbürger. Der 
Landtag hat die Initiative der Gewerbe-
und Wirtschaftskammer über die Einfüh­
rung des Staatsvertragsreferendums 
mehrheitlich abgelehnt und der Volksab­
stimmung übergeben. Eine wichtige Ab­
stimmung über die Festlegung des Steuer-
fusses findet zudem in der Gemeinde 
Schaan statt, während die Triesner 
Stimmberechtigten über eine neue Orgel 
für die Kirche zu befinden haben. In ein­
zelnen Gemeinden sind ausserdem die 
Steuerkommissionen und die Rechnungs­
revisoren zu bestellen. 

Unterschiedliche Auffassungen über 
das Staatsvertragsreferendum prägten in 
den vergangenen Tagen die öffentliche 
Diskussion. Ist für die einen die Veranke­
rung des Staatsvertragsreferendums in 
der Verfassung eine Verbreiterung der 
demokratischen Rechte des Volkes, so 
befürchten andere einen Verlust an Flexi­
bilität im Bereich der Aussenpolitik. 

Geht es für viele um die bewusste Verla­
gerung in Richtung direkte Demokratie, 
verlangen andere eine «Bremse» gegen­
über Regierung und Landtag, um notfalls 
eine aktive Rolle auf dem Sektor der 
Aussenbeziehungen spielen zu können. 

A n  diesem Wochenende finden verschiedene Abstimmungen und Wahlen in unserem 
Land statt. Hauptpunkt ist die Initiative f ü r  die Einführung des Staatsvertragsreferen­
dums der Gewerbe- und Wirtschaftskammer. In Schaan wird über die Höhe des 
Steuerfusses und in Triesen über die neue Orgel abgestimmt. In verschiedenen Gemein­
den sind die Rechnungsrevisoren und die Steuerkommissionen zu bestellen. 

Aussenpolitik im Vordergrund 

Die Gewerbe- und Wirtschaftskammer 
hat mit ihrer Initiative deutlich gemacht, 
dass das Volk künftig bei aussenpoliti-
schen Entscheidungen auch ein Wort mit­
zureden habe. Konkret genannt wurde 
der EWR-Vertrag, der  den eigentlichen 
Anlass für die Initiative bildete, wobei 
namhafte Vertreter der Gewerbe- und 

Wirtschaftskammer betonten, dass ein J a  
zur Einführung des Staatsvertragsrefe­
rendums nicht gleichzeitig auch ein Nein 
gegen das EWR-Abkommen bedeute. 
Mit ihrer Initiative aber brachte die Ge­
werbe- und Wirtschaftskammer unzwei­
deutig eine EWR-Diskussion in der brei­
ten Öffentlichkeit in Gang und artikulier­
te im gleichen Atemzug auch das Unbe­
hagen der Bevölkerung gegenüber dem 

Weiterhin Schaaner «Sonderrolle» mit niedrigerem Gemeindesteuerfuss? 
A n  diesem Wochenende entscheidet der Stimmbürgerverband in Schaan über Steuerzuschlag: 170 oder 200 Prozent? 

(M.) - In Schaan wird dieses Wochen­
ende neben der Landesabstimmung über 
das Staatsvertragsreferendum auch die 
Gemeindeabstimmung über die Festle­
gung des Gemeindesteuer-Zuschlags ab­
gestimmt. Der Gemeinderat hat sich be­
kanntlich mit grosser Mehrheit dafür aus­
gesprochen, auch in Schaan den Gemein-
desteuerfuss wieder auf die landesweit 
geltenden 200 Prozent festzulegen. Da 
gegen diesen Beschluss jedoch ein Refe­
rendum zustande gekommen ist, haben 
nun die Schäaner Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger zu entscheiden, ob sie dem 
Gemeinderatsbeschluss bezüglich des 
Steuerfusses von 200 Prozent zustimmen 
oder nicht. 

Der Gemeindesteuerzuschlag muss von 
Gesetzes wegen vom Gemeinderat jedes 
Jahr neu festgelegt werden. Der  Schaaner 
Gemeinderat hat am 4. Dezember 1991 
den Gemeindesteuerfuss auf  200 Prozent 
festgelegt. Und dies nachdem der Steuer­
fuss in Schaan in den letzten zwei Jahren 
bei 170 Prozent lag. Damals kam es zu 
dieser Senkung des Steuerfusses, nach­
dem der Stimmbürgerverband - ebenfalls 
infolge eines Referendums gegen den sei­
nerzeitigen Gemeinderatsbeschluss von 
200 Prozent - am 2./4. März 1990 mit 54 
Prozent Ja-Stimmen die Herabsetzung 
dieses Satzes befürwortet hatte. 

Der  Gemeinderat begründet die Anhe-
bung auf die landesweit geltenden 200 
Prozent mit der  strapazierten Finanzlage 
(Reserveabbau), von der in grossem Mas­
se auch der liechtensteinische Staatshaus­
halt betroffen ist. Auch in der Schweiz ist 

- aufgrund der Wirtschaftslage übrigens ein 
Ansteigen des Mittels der  Gemeindesteu-
erfüsse festzustellen. 

Drastischer Reservenabbau 1992 
Wie aus der Information zur Gemein­

deabstimmung hervorgeht, müssen die 
Reserven der Gemeinde Schaan in Höhe 
von derzeit rund 20 Mio. Franken «zu­
mindest um die Hälfte reduziert werden», 
denn gemäss Budget können von den 
Nettoinvestitionen in Höhe von 19.8 Mio. 
Franken nur 9,2 Mio. Franken durch den 
Überschuss aus der laufenden Rechnung 
gedeckt werden, sofern der Steuerfuss 
200 Prozent beträgt. Würde, wie in den 
letzten zwei Jahren, der Steuerfuss 170 
Prozent betragen, so würde die Gemein­
de anstelle der budgetierten Steuerein­
nahmen von 19,4 Mio. Franken mit Min­
dereinnahmen von 2 Mio. Franken rech­
nen müssen. 

Gegen Schaaner «Sonderrolle» 
In der Abstimmungsinformation 

spricht sich die Gemeindebehörde gegen 
eine Schaaner «Sonderrolle» aus: Gerade 
eine grosse Gemeinde wie Schaan habe 
grosse Aufgaben zu erfüllen, wird argu­
mentiert, deshalb sei auch nicht einzuse­
hen, weshalb ausgerechnet in Schaan der 
Steuerfuss niedriger sein soll als in allen 
anderen Gemeinden des Landes. 

Grosse Investitionen stehen an 
In der Abstimmungsinformation wird 

auch auf die absehbaren grossen Investi­
tionen in Höhe von rund 25 Mio. Franken 
verwiesen, die in den nächsten Jahren 

anstehen, z.B. Sanierung Resch-Schule, 
Neubau Pfarrhaus, Tennishalle Und Kin­
dergärten. Zudem müssen in den näch­
sten Jahren im Tiefbau Mittel von 20 
Mio. Franken investiert werden. Die Ge­
meindebehörde weist in diesem Zusam­
menhang darauf hin, dass all diese Inve­
stitionen der Allgemeinheit und damit 
letztlich dem einzelnen Steuerzahler zu­
gute kommen. 

Sozialer Aspekt 
Ein gewichtiges Argument für die An-

gleichung an den landesweiten Steuersatz 
von 200 Prozent ist der soziale Aspekt. 
Von  einem niedrigen Steuerfuss profitie­
ren in unverhältnismässigem Masse die 
Besser- und Bestverdiener. Die Gemein­
debehörde erachtet es als unsozial, 
zwecks Steigerung der Einnahmen für di­
verse Dienstleistungen einfach die Ge­
bühren zu erhöhen. «Durch Gebührener­
höhungen wird jeder einzelne (also auch 
jene 16 Prozent, die in Schaan überhaupt 
mit keiner Steuer belastet werden) bela­
stet, eine Erhöhung des Gemeindesteuer­
zuschlags trifft hingegen vor allem jene,  
die aufgrund ihrer finanziellen Verhält­
nisse die Allgemeinkosten leichter mittra­
gen können», heisst es dazu in der Ab­
stimmungsinformation. 

Argumente der Initianten 
In der Abstimmungsinformation der  

Gemeinde wurde auch der Argumenta­

tion der Initianten angemessen Platz ein­
geräumt. Moniert wird vor allem das Feh­
len einer mittel- bis längerfristigen Fi­
nanzplanung. Kritisiert wird auch, dass 
der  Wählerwille von 1990 bereits nach 
zwei Jahren ausser acht gelassen wird. 
Dem entgegenzuhalten ist das Steuerge­
setz, das eine jährliche Festlegung des 
Steuersatzes verlangt, wobei die sich än­
dernden wirtschaftlichen Verhältnisse an­
gemessen berücksichtigt werden müssen. 
Weiters wird ins Feld geführt, dass die 
Kosten für den Umbau des Rathaussaals 
«scheibchenweise» bewilligt worden sind. 
Zudem, so werfen die Initianten der Ge­
meinde vor, hätte man im Zuge des vor­
sorglichen Bodenerwerbs «Liebhaber­
preise» bezahlt. Tatsache: Wer heute Bo­
den unter dem Marktpreis zu bekommen 
hofft, wird wohl noch länger seinen Ei­
genheimtraum träumen müssen. Zudem 
halten die Initianten fest, dass nicht ihr 
Steuerreferendum sondern die nach oben 
begrezte Progressionsskala unsozial ist. 
Die Initianten: «Eine Korrektur an dieser 
Tabelle muss jedoch vom Landtag vorge­
nommen werden und nicht von Gemein­
deinstitutionen». 

Man darf auf jeden Fall gespannt sein, 
inwieweit der  Stimmbürgerverband am 
Wochenende die Sorge der grossen Ge­
meinderatsmehrheit um die finanzielle 
Zukunft der Gemeinde Schaan teilt und 
dabei die grossen Aufgaben der Gemein­
de zum Wohle der  Allgemeinheit in Be­
tracht zieht. 

Kein Sendeturm im Triesenberger Weiler Rotenboden 
Nach Widerstand in der Gemeinde wird neuer Sendestandort in Triesenberg eruiert - Bericht demnächst 
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Jeden Freitag Abendeinkauf bis 20.00 U h r  
Samstag durchgehend geöffnet bis 16.00 U h r  

(mö) - Der in Triesenberg geplante 
Radiosendeturm, mit dem die derzeitigen 
Empfangsprobleme behoben werden sol­
len und der auch einem künftigen «Radio 
Liechtenstein» zur Verfügung stehen 
würde, wird nicht am vorgesehenen 
Standort im Weiler Rotenboden reali­
siert. Nachdem die Gemeinde aufgrund 
des Widerstandes in der Bevölkerung von 
ihrer anfängUchen Zusage wieder Ab­
stand nahm, sind die PTT von der Regie­
rung zwischenzeitlich ersucht worden, 
Ausschau nach einem Alternativstandort 
zu halten. Der Bericht der PTT dürfte in 
Kürze vorUegen, wie Regierungsrat Wil­
fried Büchel am letzten Pressegespräch 
auf Anfrage mitteilte. 

In Liechtenstein wie auch auf der 
Schweizer Seite des Rheins lassen die 
Empfangsqualitäten diverser Programme 
im Versorgungsgebiet des UKW-Senders 
Buchserberg vielerorts zu wünschen üb­
rig. Der  Radioempfang wird wegen Re­
flexionswellen aus dem Felsmassiv der 
Dreischwestern teilweise gestört. Um­
fangreiche Abklärungen der PTT haben 
nun ergeben, dass die Empfangsproble­
me nur mit neuen Sendestandorten im 
Räume Triesenberg, Nendeln (Pürst-
wald) und im st. gallischen Rüthi gelöst 
werden können, wie Regierungsrat Wil­
fried Büchel erklärte. 

Was die Errichtung der Mehrzweck­
sendeanlage in Triesenberg betrifft, so  

Vorgehen der Regierung mit Schwer­
punkt mangelhafte Informationspolitik. 

Befürchtungen und Sorgen 
Sosehr sich Befürchtungen und Sorgen 

auf der Seite der Befürworter des Staats­
vertragsreferendums breit machten, so­
sehr sind auch Befürchtungen auf der  an­
deren Seite laut geworden. Mit einem 
Staatsvertragsreferendum seien dem 
Staat die Hände gebunden, meinte etwa 
alt Regierungschef Dr. Gerard Batliner, 
wenn im Bereich des E W R  auf die Rege­
lung in der Schweiz reagiert werden müs­
se. Mit einem Blick in die Vergangenheit 
gab er  auch zu verstehen, das Staatsver­
tragsreferendum hätte «möglicherweise, 
schon früher unseren ungesicherten Staat 
beschränkt, den wir als selbstverständlich 
nehmen.» Regierungschef-Stellvertreter 
Dr. Herbert Wille und der bisherige FBP-
Fraktionssprecher Dr.  Alois Ospelt warn­
ten davor. Bewährtes aufzugeben, ohne 
dass ein «Mehr für das Staatsganze» re­
sultiere. Die Bürgerinnen und Bürger ha­
ben nun darüber zu befinden, wie sie 
diese Argumentationen einschätzen, o b  
sie bewusst gegen die heutige Regie­
rungspolitik eine «Bremse» in die Verfas­
sung einbauen wollen. 

Im Innern der heutigen Ausgabe geben 
wir in Fortsetzung der kontroversen A u s ­
einandersetzung um Pro und Contra 
nochmals drei Personen das Wort, die aus 
ihrer Sicht die Initiative beleuchten. 

Konjunktur-Erholung 
im zweiten Halljahr 

Bern (AP) Die Schweizer Wirtschaft 
wird ^ sich nach den Erwartungen der 
Kommission für Konjunkturfragen des 
Bundes erst im zweiten Halbjahr etwas 
erholen. Ein Hauptproblem der  Wirt­
schaftspolitik dürfte auch im nächsten 
Jahr die ungewöhnlich hohe Arbeitslosig­
keit bleiben, wie das beratende Organ 
des Bundes in seinem jüngsten Quartals­
bericht deutlich macht. Von Beschäfti­
gungsprogrammen will die Kommission 
aber weiterhin nichts wissen. Erfolge 
werden bei der Inflationsbekämpfung er­
wartet. 

Für  das ganze Jahr 1992 sagt die paritä­
tisch zusammengesetzte Kommission ein 
bescheidenes Wachstum des realen Brut-
toinlandprodukts von etwas mehr als 
einem halben Prozent voraus. 1993 dürfe 
wieder mit einem spürbaren Wirtschafts­
wachstum gerechnet werden. Die Aus­
sichten auf dem Arbeitsmarkt geben aber 
dennoch zu Besorgnis Anlass, wie es  im 
Bericht heisst. Bereits im vergangenen 
Jahr sei die Zahl der  Arbeitslosen uner­
wartet stark gestiegen. Im Gegensatz zur 
letzten Rezession von 1982 habe die Wirt­
schaft auf die rückläufigen Tendenzen 
mit einer nachgebenden Arbeitskräfte­
nachfrage gemessen an den Erwerbstäti­
gen reagiert. Ebenfalls im Unterschied zu 
1982 habe das Arbeitskräfteangebot 
gleichzeitig in kräftigem Rhythmus zuge­
nommen. D a  der  Rückzug aus de r  Er­
werbstätigkeit gering ausgefallen sei, be­
ziehungsweise der Versicherungsschutz 
gegen Arbeitslosigkeit heute umfassen­
der als während der letzten Rezession sei, 
habe sich der  Grossteil des Arbeitskräfte­
überschusses in registrierten Arbeitslosen 
niedergeschlagen, schreibt die Kommis­
sion. 

stand nach Auskunft des Regierungsrates 
ursprünglich der Standort Profatscheng 
zur Diskussion, gegen den jedoch Beden­
ken in landschaftsschützerischer Hinsicht 
geäussert wurden. Als Alternative bot 
sich der Standort Rotenboden an, der 
nach vorgängiger Absprache von der Ge­
meinde Triesenberg auch gutgeheissen 
wurde. Erst als sich in Kreisen der Bevöl­
kerung Widerstand gegen das Projekt for­
mierte (Unterschriftensammlung, Ein­
sprachen), der  auch an einer von Regie­
rung und PTT initiierten Informations­
versammlung zutage trat, zog die Ge­
meinde ihre anfängliche Zusage wieder 
zurück. In den LGU-Mitteilungen heisst 

(Fortsetzung a u f  Seite 2 )  
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